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Stellungnahme des Deutschen Verbandes Flüssiggas e.V. 

(DVFG) zum Referentenentwurf des zweiten Gesetzes zur 

Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-Quote 

 

Vorbemerkungen 

Der Deutsche Verband Flüssiggas e.V. vertritt die Interessen der mittelständisch geprägten 

Flüssiggasbranche in Deutschland. Flüssiggas (LPG) – nicht zu verwechseln mit 

verflüssigtem Erdgas (LNG, Methan) – besteht aus Propan, Butan und deren Gemischen 

und wird bereits unter geringem Druck flüssig. Flüssiggas wird in allen Sektoren eingesetzt, 

als Kraftstoff (Autogas), im Wärmemarkt (dezentrale Heizung) in Industrie und 

Landwirtschaft sowie im Freizeitbereich als transportabler Energieträger. Der Anteil 

Flüssiggas am Kraftstoffmarkt betrug 2023 ungefähr 0,34 %1), so dass es in die Kategorie 

der „alternativen Kraftstoffe“ eingestuft wird. Gemäß diesem Anteil ist Flüssiggas im 

Verkehrssektor für unter 0,5 % der energiebedingten CO2-Emissionen verantwortlich. Dies 

begrenzt auch das CO2-Einsparpotential durch die Maßnahme „Einführung von THG-Quoten 

für Flüssiggas“ auf unter 2 Promille der Gesamtemissionen des Verkehrssektors.  

Trotz des begrenzten Einflusses auf die Gesamtbilanz erkennen wir an, dass es auch für 

Flüssiggaskraftstoff erforderlich ist, die spezifischen Emissionen perspektivisch über ein 

Quotensystem zu mindern, auch um keine singulären Wettbewerbsvorteile für einzelne 

Energieträger beizubehalten. Die Einbeziehung ist auch daher zu begrüßen, da unseres 

Erachtens der Erfolg der Energiewende im Verkehr auch den Einsatz „grüner Moleküle“ 

zwingend erfordert. 

 

Produktverfügbarkeit 

Was für konventionelles Flüssiggas gilt, ist derzeit auch der Stand der Technik für 

regenerative Flüssiggase: Diese sind am Markt derzeit nur aus Koppelproduktion verfügbar. 

Biogenes Flüssiggas wird einerseits als Nebenprodukt der HVO-Raffinierung angeboten, 

also der Herstellung hydrierter Pflanzenöle. Andererseits ist ein Bezug aus Raffinerien 

möglich, die mit Coprocessing biogener Öle (gemäß 37. BImSchV) arbeiten. Eine 

unabhängige Produktion, die nach den Bedürfnissen der Flüssiggasbranche skalierbar wäre, 

existiert derzeit nicht. Es ist daher zumindest fraglich, ob die Einführung von THG-Quoten 

einen Einfluss auf die Steigerung der Produktion biogener Flüssiggase haben kann. Von 

Koppelproduktion unabhängige Ersatzprodukte, wie regenerativer Dimethylether – ein 

erneuerbarer Energieträger mit Flüssiggas ähnlichen Eigenschaften – sind derzeit in der 

Erprobung, jedoch noch nicht allgemein für den Markt zugelassen.  

 

 
1) Quelle: BAFA: „Amtliche Mineralöldaten für die Bundesrepublik Deutschland“ (für Benzin / 
Dieselkraftstoff): DESTATIS Statistisches Bundesamt, Energiesteuerstatistik (für Erdgas/Autogas als 
Kraftstoff), eigene Berechnungen. Bezugsjahr 2023. Bezugsgröße: Tonnen. 
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Nicht akzeptable Umsetzungsfrist für den Sektor Flüssiggas 

Eine Folgenabschätzung für den Sektor „Flüssiggas als Kraftstoff“ sowie eine Analyse der 

derzeitigen und der potenziellen Marktverfügbarkeit erneuerbarer Flüssiggaskraftstoffe 

wurde in dem Referentenentwurf nicht vorgenommen. Dies hat Probleme zur Folge, die 

nachfolgend erörtert werden. Bereits hier sei jedoch darauf verwiesen, dass eine 

Übergangsfrist von höchstens drei Monaten vor Inkrafttreten der Regelung – oder sogar 

deutlich weniger, je nach dem tatsächlichen Veröffentlichungstermin des Gesetzes – 

vollkommen unrealistisch ist.  

Artikel 6 des Entwurfes sieht vor, dass das Gesetz zum 01. Januar 2026 in Kraft treten soll. 

Nach dem derzeitigen Stand des Gesetzgebungsverfahrens (Referentenentwurf) ist bereits 

jetzt absehbar, dass der Deutsche Bundestag und seine Ausschüsse sich erst nach der 

Sommerpause mit dem Gesetzesentwurf befassen können. Falls eine öffentliche Anhörung 

erfolgen soll, wird das Verfahren so lange dauern, dass das Gesetz erst sehr kurz vor dem 

Inkrafttreten im Bundesgesetzblatt veröffentlicht werden könnte.  

Zur Umsetzung des Gesetzes sind für Flüssiggasunternehmen voraussichtlich die folgenden 

Schritte erforderlich: 

• Prüfung der Betroffenheit, interne organisatorische Vorbereitung der Unternehmen 

• Erstellen einer Monitoring-Strategie 

• Anmeldung beim nationalen Biomasseregister 

• Möglicherweise sogar Einführung eines Registersystems im Rahmen der Teilnahme 

an einem der „freiwilligen Systeme“ der EU zum ETS 2- und RED 3-Monitoring 

• Ressourcing, Beschaffungswesen, Hinzuziehen externer Dienstleister oder 

Agenturen 

Die Schaffung entsprechender Kapazitäten und der Aufbau von entsprechendem Wissen in 

der Flüssiggasbranche bedarf einer Übergangsperiode von mindestens einem Jahr. Die 

Umsetzung des zweiten Gesetzes zur Weiterentwicklung der Treibhausgasminderungs-

Quote kann also frühestens 2027 beginnen. 

Der DVFG hält Quotenregelungen für grundsätzlich geeignet. Es ist aber erforderlich, die 

gleiche Sorgfalt in die Einführung der Quoten zu investieren, wie dies bei den anderen 

Energieträgern erfolgt ist. Der Branche ist eine Einführungszeit zuzugestehen, so dass sich 

alle beteiligten Akteure, Hersteller, Händler und Kunden auf die Änderungen einstellen 

können. Eine unangemessen kurze Vorbereitungsfrist riskiert Versorgungsengpässe, 

Preisschocks und Rechtsverstöße.  

 

Effektive Bedeutung der CO2-Minderungsquote für Flüssiggas 

Flüssiggaskraftstoff weist gegenüber den flüssigen Kraftstoffen bereits in der konventionellen 

Variante einen spezifischen Emissionsvorteil auf. Seit dem Jahr 2018 war es möglich, die 

vorgegebenen THG-Minderungsquoten teilweise durch den Verkauf von Flüssiggas zu 

erfüllen oder diese über Quotenverträge anzurechnen. Diese Möglichkeit wurde ab dem 

Verpflichtungsjahr 2023 jedoch beendet.  

Gemäß 38. BImSchV, Anlage 2 beträgt die spezifische CO2-Emission von Flüssiggas 

73,6 kg CO2 (eq)/GJ. Dies ergibt eine intrinsische Emissionsminderung von 21,7 % gegenüber 

dem Referenzwert von 94 kg CO2 (eq)/GJ, wie im vorliegenden Gesetzesentwurf angegeben. 
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Aus der im Entwurf verankerten Progressionskurve 2040 müssten bei Flüssiggas bis zum 

Verpflichtungsjahr 2029 keine Emissionsminderungen erfolgen. Ab 2030 erfolgte aber eine 

extreme Progression der Minderungsverpflichtungen. 

 

Jahr Prozentsatz 
Minderung 

intrinsisch für  
Flüssiggas 
(Prozentpunkte) 

Durch 
Erfüllungsoptionen 
auszugleichen 

2020 6,0 21,7 0,0 

... 

2028 17,5 21,7 0,0 

2029 21,0 21,7 0,0 

2030 25,0 21,7 3,3 

2031 27,0 21,7 5,3 

2032 29,0 21,7 7,3 

2033 31,0 21,7 9,3 

2034 33,0 21,7 11,3 

2035 35,0 21,7 13,3 

 

Speziell im ersten Verpflichtungsjahr 2030 müsste demnach innerhalb eines Jahres die 

THG-Einsparung von Null auf 3,3 Prozentpunkte gesteigert werden, was beim derzeitig 

marktfähigen Produkt (Emissionsminderung 60 bis 75 Prozent) einen Biokraftstoffanteil von 

vier bis sechs Prozent erforderte. Dies ist – gemessen an der Einführungsphase für die 

flüssigen biogenen Kraftstoffe – kein realistischer und „fairer“ Anstieg des Bioanteils. 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 1 Nummer 2 (§ 37a BImSchG) 

Wir unterstützen die Aufnahme von Flüssiggas in die Weiterentwicklung der Quote. Jedoch 

bedarf es speziell in den ersten Einführungsjahren einer angepassten Quotierung, um 

Schockauswirkungen auf den Markt zu verhindern. 

Insbesondere ist eine eigene Minderungsquotierung gegenüber dem Referenzwert für 

Flüssiggasprodukte vorzusehen, der von dem Referenzwert für Otto- und Dieselkraftstoffe 

abweicht. Anders als im Entwurf vorgesehen, schlagen wir eine Quotierung vor, die bereits 

2027 beginnt (um in den ersten vier Jahren eine Anlaufphase des Marktes zu ermöglichen) 

und bei einem identischen Zielwert der Minderung im Jahr 2040 landet. Die Abstufung geht 

von einem möglichst gleichförmigen prozentualen Zuwachs der Produktion biogener 

Flüssiggase bezogen auf das jeweilige Verpflichtungsjahr aus. 

Der Änderungstext ist zudem insofern anzupassen, als dass eine formell rückwirkende 

Einführung von Quoten ausgeschlossen wird; dies gilt für Erdgas und Flüssiggas, für die 

erstmals Quoten aufgenommen werden. 

 

Der Text muss daher lauten (Änderungen in rot): 

„(1) Wer gewerbsmäßig oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmungen  

1. Ottokraftstoff nach ... 

2.Dieselkraftstoff nach ... 
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3. ab 2027 Erdgas und gasförmige Kohlenwasserstoffe nach ... 

4. ab 2027 Flüssiggase nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 des Energiesteuergesetzes ... 

zur Verwendung in Land- und Luftfahrzeugen in Verkehr bringt ...“ 

Die für die Flüssiggase zu erreichenden Minderungsqouten ergeben sich aus den 
Randbedingungen gegenüber dem Referenzwert von 94 kg CO2/GJ ab 2027 wie folgt: 
 

Verpflich-
tungsjahr 

Minderung in 
Prozentpunkten 

bezogen auf 
Referenzwert 

netto 

(2026) 21,7 0,0 

2027 21,8 0,1 

2028 22,0 0,3 

2029 22,2 0,5 

2030 22,5 0,8 

2031 23,0 1,3 

2032 24,0 2,3 

2033 25,5 3,8 

2034 27,0 5,3 

2035 29,0 7,3 

2036 32,0 10,3 

2037 35,0 13,3 

2038 40,0 18,3 

2039 46,0 24,3 

2040 53,0 31,3 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 1 Nummer 3 (§ 37b BImSchG) 

Die Änderung zu Absatz 6 enthält eine Privilegierung von Biomethan, welches gemäß dem 

Vorschlagstext bei Verwendung der künftigen Unionsdatenbank ohne weitere 

Vorbedingungen bei Netzentnahme als emissionsmindernd anerkannt werden kann. Diese 

aus unserer Sicht technisch nicht begründbare Privilegierung führt dazu, dass bei der 

Nutzung von Biomethan keinerlei Infrastrukturkosten für physischen Warentransport 

anfallen. Diese Vereinfachung wird per Konvention getroffen, obwohl ein tatsächlicher Import 

von Biomethan aus dem Ausland und eine großräumige Verteilung über das Gasnetz gar 

nicht möglich ist, da die allermeisten Biomethan-Einspeiseanlagen keine Einspeisung in das 

Fernleitungsnetz vorsehen. Wir sehen hier eine ungerechtfertigte Ungleichbehandlung und 

fordern, dass auch für transportable Energieträger die Möglichkeit einer auf einem 

Herkunftsnachweis basierenden Anerkennung geschaffen wird. Dies ermöglichte einen 

virtuellen Transfer von nachhaltiger Ware. Ein ökologischer Nachteil entstünde hier nicht, da 

durch die Bilanzierung ebenfalls sichergestellt ist, dass ein einmal produziertes Produkt auch 

nur einmal anerkannt werden kann. 

Wir möchten mit Nachdruck hervorheben, dass es im Bereich Flüssiggas wie im Bereich 

Erdgas keine Unterscheidungen im Produkt für den Wärmemarkt und den Verkehrssektor 

gibt. Der Flüssiggassektor arbeitet mit einer gemeinsamen Infrastruktur überwiegend auf 

Basis von Steuerlagern, bei denen sich die endgültige sektorale Nutzung des Produkts erst 
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zum Zeitpunkt der Auslieferung ergibt. Eine herkunftsbilanzielle Betrachtung ist daher 

essenziell, da sich die physische Infrastruktur nicht dem jeweiligen Sektor zurechnen lässt.  

Die Änderung zu Absatz 8 nimmt Einschränkungen hinsichtlich der Auswahl von 

anerkennungsfähigen Produkten vor. Wir anerkennen die Intention einer selektiveren 

Auswahl an Produkten für die Herstellung von Biokraftstoffen. Allerdings sehen wir, dass die 

Rohstoffauswahl und Nachhaltigkeitsbetrachtungen wie ILUC Probleme sind, die im Rahmen 

einer europaweiten Bewertung von Rohstoffen adressiert werden müssen. Im Zuge eines 

europäischen Binnenmarktes sollten Produkte anerkannt werden, für die entsprechende 

Nachhaltigkeitsnachweise nach europäischen Kriterien vorzulegen sind. Nationale 

Zusatzvorgaben verzerren hier den Markt und schaffen bürokratische Hindernisse zum 

Nachteil deutscher Hersteller. Allgemein gehen diese Sonderregelungen auch zu Lasten der 

Klarheit und Nachvollziehbarkeit des Regelungsinhaltes. Eine entsprechende ökologische 

Steuerungswirkung wird hier vermutlich nicht erzielt, weil dieselben Produktmengen dann im 

europäischen Ausland auf den Markt kommen und eben dort günstiger angeboten werden.  

Im Besonderen möchten wir auch anregen, § 37b Absatz 5 und § 37b Absatz 8 zu 

streichen. Coprocessing wird derzeit nach Maßgabe von § 12 der 37. BImSchV zugelassen, 

und eine dauerhafte Unterstützung von Coprocessing auch auf der Ebene des Gesetzes 

wäre ein wichtiges Signal zur Bestandssicherung der bestehenden Anlagen in Deutschland. 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 1 Nummer 8 (§ 37i BImSchG) 

Dieser neu einzuführende Paragraf mandatiert die Nutzung der Unionsdatenbank für die 

Verpflichteten. Üblicherweise wird mit dem nabisy-System derzeit von den Anbietern eine 

nationale Datenbank im Sinne des Artikel 31a der Richtlinie 2018/2001 verwendet. Wir 

halten es für verfrüht, eine derartige Verwendung festzuschreiben (die dann das nabisy-

System mandatiert ersetzte) – zumal derzeit nicht klar ist, ob die Unionsdatenbank eine 

geeignete Anwendung für Flüssiggaskraftstoffe darstellt. Für Flüssiggas fungiert die 

Unionsdatenbank nicht als Herkunftsnachweissystem, da die Privilegien der 

leitungsgebundenen Versorgung (wie dargelegt) für Flüssiggas derzeit nicht greifen. Zudem 

gilt es zu bedenken: das nabisy-System ist für den Bereich des Emissionshandels 

verpflichtend zu verwenden – andererseits ist eine Doppelerfassung ausgeschlossen, da 

dieselbe Ware nicht in zwei unterschiedliche Systeme eingebucht werden kann. Es liegt auf 

der Hand, dass biogene Flüssiggase, die zur Erfüllung der THG-Quoten angerechnet 

werden, gleichzeitig auch im Rahmen des BEHG und künftig des ETS 2 als 

emissionsmindernd anerkannt werden müssen. Eine doppelte Nachweisführung ist hier 

auszuschließen.  

Wir schlagen daher vor, Nummer 8 zu streichen. 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 2 Nummer 4 (§ 3a 37. BImSchV) 

Nach dem Gesetzesentwurf müssen alle Energieträger im Verkehr bereits ab dem Jahr 2026 

einen Mindestanteil an erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs (RFNBO) 

aufweisen, beginnend mit einer Quote von 0,1 Prozent bereits im Jahr 2026. 

Wir stellen dazu fest, dass es keine zugelassenen RFNBOs für den Bereich Flüssiggas-

kraftstoff gibt. Bevor hier im Rahmen einer Rechtsverordnung Quoten festgeschrieben 

werden, sollte ein Austausch mit der Branche erfolgen, welche RFNBO für den Einsatz im 

Bereich Flüssiggas in Frage kommen und welche Spezifikationen hierfür zuvor 
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bereitzustellen sind. Bis dahin ist der Bereich Flüssiggaskraftstoff von dieser Anforderung 

auszunehmen. 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 2 Nummer 6 ff. (Abschnitt 2 der 37. BImSchV) 

Mit Nr. 6 ff werden die Anforderungen in Abschnitt 2 hinsichtlich der Nachweisführung der 

37. BImSchV angepasst, vornehmlich zur Umsetzung der angepassten Vorschriften in der 

Änderung der Richtlinie (EU) 2018/2001. Ohne konkreten Textänderungsvorschlag möchten 

wir nochmals ausführen, dass die Einbeziehung biogener und nicht-biogener Flüssiggas-

Ersatzprodukte in den vergangenen fünf Jahren auch deshalb wenig erfolgreich war, da die 

zugrunde liegenden Vorschriften der EU – insbesondere die EU-„Massenbilanzierung“ nach 

der Durchführungsverordnung (EU) 2022/996 – für den Sektor Flüssiggas nicht praktikabel 

sind sowie wirtschaftlich und ökologisch fehlgeleitet. Anders als im Bereich der flüssigen 

Kraftstoffe gibt es im Bereich Flüssiggas keine originären Produkte und keine separate 

Verteilinfrastruktur für die Sektoren Wärme und Verkehr. Die Umsetzung der EU-

„Massenbilanzierung“ erforderte es, ein chemisch identisches Produkt auf logistisch völlig 

unplausiblen Routen zu Zielorten zu befördern, an denen sich das Produkt bereits befindet, 

um entsprechende Standortbilanzen auszugleichen. Wir befürworteten es dringend, wenn 

sich die Bundesregierung bei der EU-Kommission dafür einsetzte, diese ökologisch 

unsinnigen Geisterfahrten im Flüssiggassektor zu beenden und für Flüssiggase auf ein 

entsprechendes sektorbezogenes Herkunftsnachweisregister umzustellen. 

 

Zum Gesetzesentwurf – Artikel 3 Nummer 8 (§ 13a der 38. BImSchV) 

§ 13a behält grundsätzlich die bereits bestehende Obergrenze für abfallbasierte 

Biokraftstoffe bei, führt jedoch erstmals eine Stufenregelung ein, damit bei sinkendem 

Kraftstoffbedarf insgesamt die entsprechende Produktionsmenge beibehalten werden kann. 

Für den Flüssiggassektor bleibt dabei jedoch unbeachtet, dass biogene Öle und Fette 

derzeit die einzig marktreife Quelle für biogene Flüssiggase sind. Daher muss grundsätzlich 

die gesamte Quote von dieser Stoffgruppe erfüllt werden. Nach den im Entwurf enthaltenen 

moderaten Steigerungsquoten könnten biogene Flüssiggase jedoch bereits etwa ab 2033 

keinen wesentlichen Beitrag zur CO2-Minderung mehr leisten, da sie durch Kappungs-

grenzen nicht mehr anerkannt würden. Das würde dazu führen, dass diese Mengen vom 

Kraftstoffsektor abgezogen werden und der Beitrag zur THG-Minderung nur durch 

Ersatzmaßnahmen abgedeckt werden kann. § 13a in der gegenwärtigen Fassung 

verhinderte damit den Ausbau der Koppelproduktion von biogenem Flüssiggas als 

Nebenprodukt der skalenmäßig deutlich größeren Produktion von HVO-Kraftstoffen aus 

Rest- und Abfallstoffen. 

§ 13a der 38. BImSchV darf demnach nicht für den Sektor Flüssiggaskraftstoff gelten. 

 

Deutscher Verband Flüssiggas e. V. 

17. Juli 2025 

 

Lobbyregister-Nummer R002049 

 


